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Der AZV Götzenthal

wünscht allen Einwohnern

von Meerane,

Schönberg und Dennheritz

ein besinnliches Weihnachtsfest

und für das kommende Jahr

Gesundheit und Glück.

Die Verwaltung des AZV Götzenthal
bleibt in der Zeit zwischen Weihnachten
und Neujahr sowie am 02.01.2006 ge-
schlossen.
Sie erreichen uns wieder ab dem 03.01.2006
zu den gewohnten Sprechzeiten:

Mo, Mi, Do
9.00–12.00 Uhr und 14.00–15.30 Uhr;

Di 9.00–12.00 Uhr und 14.00–18.00 Uhr;
Fr 9.00–12.00 Uhr.

BETRIEBSRUHE

Die Entsorgung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben wird im Verbandsge-
biet in den genannten Zeiträumen vorwiegend montags bis mittwochs durchgeführt.
Wünschen Sie eine genaue Terminabsprache, setzen Sie sich bitte direkt mit unserer
Entsorgungsfirma WIGEWA GmbH Reinsdorf (Tel. 037603/ 52124) in Verbindung.
Sollte eine Leerung zum o.g. Termin nicht oder nur an bestimmten Tagen möglich
sein, so melden Sie dies bitte umgehend. Unterbleibt eine Meldung Ihrerseits ohne
triftigen Grund und ist eine Leerung der Abwasseranlage nicht möglich, so haben Sie
die Kosten der Leerfahrt zu tragen.

TOURENPLAN FÜR DIE FÄKALIENENTSORGUNG IN
DENNHERITZ

Das Regierungspräsidium Chemnitz hat
mit Bescheid vom 06.12.2005 (Az. 21-
2241.10/2006/AZV 41) die genehmi-
gungspflichtigen Teile des Wirtschaftspla-
nes 2006/2007 des Abwasserzweckver-
bandes Götzenthal rechtsaufsichtlich wie
folgt genehmigt:
„1. Die in der Haushaltssatzung 2006/
2007 festgesetzten Gesamtbeträge der vor-
gesehenen Kreditaufnahme werden be-
schränkt jeweils wie folgt genehmigt:
1.1. für das Wirtschaftsjahr 2006 in Höhe

von 3.000.000 EUR (in Worten: drei
Millionen EURO)

1.2. für das Wirtschaftsjahr 2007 in Höhe
von 382.000 EUR (dreihundertzwei-
undachtzigtausend EURO).

2. Über die in der Haushaltssatzung
2006/2007 vorgesehenen Verpflich-
tungsermächtigungen wird wie folgt
entschieden:

2.1. Die für das Wirtschaftsjahr 2007 fest-
gesetzte Verpflichtungsermächtigung
wird in Höhe von 239.795 EUR
(zweihundertneununddreißigtau-
sendsiebenhundertfünfundneunzig
EURO) genehmigt.

2.2. Die für das Wirtschaftsjahr 2007 fest-
gesetzte Verpflichtungsermächtigung
unterliegt keiner Genehmigungs-
pflicht.

3. Der in der Haushaltssatzung 2006/
2007 jährlich festgesetzte Höchstbe-

WIRTSCHAFTSPLAN 2006/2007

Beachten Sie bitte auch die weiteren Bestimmungen der Entsorgungssatzung des AZV
Götzenthal. Auskünfte hierzu und zu anderen Problemen der Abwasserbeseitigung
erhalten Sie auch von den Mitarbeitern des AZV Götzenthal (Tel. 03764/ 7919-0).

Dennheritz 2006
Straße Zeitraum
Glauchauer Straße 1. und 2. Kalenderwoche
Lauenhainer Straße 2. bis 5. Kalenderwoche
Harthauer Weg 6. und 7. Kalenderwoche
Meeraner Straße 6. und 7. Kalenderwoche
Mittelweg 8. bis 10. Kalenderwoche
Neue Siedlung 8. bis 10. Kalenderwoche
Mühlweg 8. bis 10. Kalenderwoche
Schulgasse 8. bis 10. Kalenderwoche
Am Bahnweg 8. bis 10. Kalenderwoche
Wäschereiweg 8. bis 10. Kalenderwoche
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Aufgrund von § 63 Abs. 2 des Sächsischen
Wassergesetzes (SächsWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Juli
1998 (SächsGVBl. S. 393), zuletzt geän-
dert durch das Zweite Änderungsgesetz
vom 09. August 2004 (SächsGVBl. S.
374), der §§ 4, 14 und 124 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. März 2003 (SächsGVBl.
S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11. Mai 2005 (SächsGVBl.
S. 155), der §§ 47 Abs. 2 i. V. m. § 6 Abs.
1 und § 5 Abs. 4 Sächsischen Gesetzes
über kommunale Zusammenarbeit (Sächs-
KomZG) vom 19. August 1993 (Sächs-
GVBl. S. 815, ber. S. 1103), zuletzt geän-
dert durch Artikel 26 des Sächsischen Ver-
waltungsmodernisierungsgesetzes (Sächs-
VwModG) vom 05. Mai 2004 (SächsGV-
Bl. S. 148) in Verbindung mit den §§ 2, 9,
17 und 33 des Sächsischen Kommunal-
abgabengesetzes (SächsKAG) vom 16.
Juni 1993 (SächsGVBl. S. 502) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26.
August 2004 (SächsGVBl. S. 418) hat die
Verbandsversammlung des Abwasser-
zweckverbandes Götzental am 15.12.2005
nachfolgende Neufassung der Abwassers-
atzung (AbwS) beschlossen:

1. TEIL: ALLGEMEINES

§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Der Abwasserzweckverband Götzent-
hal (nachfolgend AZV genannt) betreibt
die Beseitigung des in seinem Gebiet an-
fallenden Abwassers als eine öffentliche
Einrichtung (aufgabenbezogene Einheits-
einrichtung).

(2) Als angefallen gilt Abwasser, das über
eine Grundstücksentwässerungsanlage in
die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt
oder das in abflusslosen Gruben oder
Kleinkläranlagen gesammelt wird oder zu
einer öffentlichen Abwasserbehandlungs-
anlage gebracht wird.
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen
Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt
ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneue-
rung, Veränderung, Verbesserung oder
Beseitigung bestimmt der AZV im Rah-
men der öffentlich-rechtlichen Vorgaben.
Soweit gesetzliche Bestimmungen nicht
etwas anderes regeln, besteht kein Rechts-
anspruch auf Herstellung, Erweiterung,
Erneuerung, Veränderung, Verbesserung
oder Beseitigung  der öffentlichen Abwas-
seranlagen.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Abwasser ist das durch Gebrauch in
seinen Eigenschaften veränderte Wasser
(Schmutzwasser), das aus dem Bereich
von bebauten oder künstlich befestigten
Flächen abfließende und gesammelte Was-
ser aus Niederschlägen (Niederschlags-
wasser) sowie das sonstige in Abwasser-
anlagen mit Schmutzwasser oder Nieder-
schlagswasser fließende Wasser.
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben
den Zweck, das im Verbandsgebiet ange-
fallene Abwasser zu sammeln, den Abwas-
serbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu
reinigen. Öffentliche Abwasseranlagen
sind insbesondere die öffentlichen Kanä-
le, Regenrückhaltebecken, Abwasser-
pumpwerke und Klärwerke sowie offene
und geschlossene Gräben, soweit sie der
öffentlichen Abwasserbeseitigung dienen
und keine Gewässer im Sinne von § 24

§ 2
Der Höchstbetrag der Kassenkredite 2006
wird festgesetzt auf 720.000,– €.
Der Höchstbetrag der Kassenkredite 2007
wird festgesetzt auf 720.000,– €.

§ 3
Die Höhe der Umlage für den Erfolgsplan
2006 anstelle des Verwaltungshaushalts
nach § 60 Abs. 1 SächsKomZG i.V.m. §
14 Abs. 1 und 7 der Verbandssatzung des
AZV Götzenthal vom 28.10.2004 wird auf
121.300,– € festgesetzt.
Die Höhe der Umlage für den Erfolgsplan
2007 anstelle des Verwaltungshaushalts
nach § 60 Abs. 1 SächsKomZG i.V.m. §
14 Abs. 1 und 7 der Verbandssatzung des
AZV Götzenthal vom 28.10.2004 wird auf

111.400,– € festgesetzt.
Die Höhe der Umlage für den Vermögens-
plan 2006 anstelle des Vermögenshaus-
halts nach § 60 Abs. 1 SächsKomZG
i.V.m. § 14 Abs. 1 und 7 der Verbandssat-
zung des AZV Götzenthal vom
28.10.2004 wird auf 430.000,– € festge-
setzt.
Die Höhe der Umlage für den Vermögens-
plan 2007 anstelle des Vermögenshaushalts
nach § 60 Abs. 1 SächsKomZG i.V.m. § 14
Abs. 1 und 7 der Verbandssatzung des AZV
Götzenthal vom 28.10.2004 wird auf
316.000,– € festgesetzt.

Meerane, den 15.12.2005
gez. Prof. Dr. Ungerer
(Verbandsvorsitzender)

trag der Kassenkredite von jeweils
720.000 EUR (siebenhundertzwan-
zigtausend EURO) ist nicht genehmi-
gungspflichtig.

4. Der Bescheid ergeht kostenfrei.“

In der Zeit vom 04.01. bis 10.01.2006 liegt
der Wirtschaftsplan am Sitz des Verban-
des, Crotenlaider Weg 77, 08393 Meera-
ne, im Betriebsgebäude der Kläranlage zu
jedermanns Einsicht aus. Das Betriebsge-
bäude der Kläranlage Meerane ist über die
zweite Zufahrt Hainichen Nr. 13 a, 04639
Gößnitz erreichbar.
Die Einsichtnahme ist zu folgenden Zei-
ten möglich:
Mo, Mi, Do
9.00–12.00 Uhr und 14.00– 15.30 Uhr;
Di 9.00–12.00 Uhr und 14.00 –18.00 Uhr;
Fr 9.00–12.00 Uhr.
Zusätzlich wird ein Exemplar des Wirt-
schaftsplanes in der Stadtverwaltung Mee-
rane und in den Gemeindeverwaltungen
Schönberg und Dennheritz zeitgleich aus-
gelegt. Die Einsichtnahme kann zu den
jeweils dort geltenden Sprechzeiten erfol-
gen.

WIRTSCHAFTSPLAN 2006/2007
HAUSHALTSSATZUNG AB-
WASSERZWECKVERBAND

GÖTZENTHAL FÜR DIE WIRT-
SCHAFTSJAHRE 2006 UND 2007

Aufgrund von § 58 SächsKomZG in Ver-
bindung mit § 74 und § 77 SächsGemO
hat die Verbandsversammlung am
23.11.2005 folgende Haushaltssatzung für
die Wirtschaftsjahre 2006 und 2007 be-
schlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan wird festgesetzt mit:
I. den Erträgen und Aufwendungen des Er-
folgsplanes 2006 anstelle des Verwal-
tungshaushaltes mit je 3.675.700,– €
den Erträgen und Aufwendungen des Er-
folgsplanes 2007 anstelle des Verwal-
tungshaushaltes mit je 3.859.900,– €
den Einnahmen und Ausgaben des Vermö-
gensplanes 2006 anstelle des Vermögens-
haushaltes mit je 6.387.900,– €
den Einnahmen und Ausgaben des Vermö-
gensplanes 2007 anstelle des Vermögens-
haushaltes mit je 2.709.700,– €
II. dem Gesamtbetrag der vorgesehenen
Kreditaufnahme 2006 (Kreditermächti-
gung) von 4.163.100,– €
dem Gesamtbetrag der vorgesehenen Kre-
ditaufnahme 2007 (Kreditermächtigung)
von 792.100,– €
III. dem Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigung 2006 von 650.000,– €
dem Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigung 2007 von 250.000,– €.

SATZUNG
ÜBER DIE ÖFFENTLICHE ABWASSERBESEITIGUNG

(ABWASSERSATZUNG – AbwS) vom 15.12.2005



SächsWG sind. Zu den öffentlichen Ab-
wasseranlagen gehören auch die Grund-
stücksanschlüsse im Bereich der öffentli-
chen Verkehrs- und Grünflächen bis zur
Grundstücksgrenze (Anschlusskanäle im
Sinne von § 11).
(3) Private Grundstücksentwässerungsan-
lagen sind alle Anlagen, die der Samm-
lung, Vorbehandlung, Prüfung und Ablei-
tung des Abwassers bis zur öffentlichen
Abwasseranlage dienen. Dazu gehören
insbesondere Leitungen, die im Erdreich
oder Fundamentbereich verlegt sind und
das Abwasser dem Anschlusskanal zufüh-
ren (Grundleitungen), Prüfschächte, He-
beanlagen, abflusslose Gruben und Klein-
kläranlagen.
(4) Grundstücke, die über eine Kleinklär-
anlage, für die eine leitungsgebundene An-
schlussmöglichkeit an ein zentrales Klär-
werk nicht besteht oder über eine abfluss-
lose Grube, die entleert und abgefahren
wird, entsorgt werden, gelten als dezent-
ral entsorgt. Die nicht unter Satz 1 fallen-
den, entsorgten Grundstücke gelten als
zentral entsorgt.

2. TEIL: ANSCHLUSS UND BENUT-
ZUNG

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung
zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf
denen Abwasser anfällt, sind nach nähe-
rer Bestimmung dieser Satzung berechtigt
und verpflichtet, ihre Grundstücke an die
öffentlichen Abwasseranlagen anzuschlie-
ßen, diese zu benutzen und das gesamte
auf den Grundstücken anfallenden Abwas-
ser dem AZV im Rahmen des § 63 Abs. 5
und 6 SächsWG zu überlassen, soweit der
AZV zur Abwasserbeseitigung verpflich-
tet ist (Anschluss- und Benutzungszwang).
Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich
zur baulichen Nutzung des Grundstücks
Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentü-
mers.
(2) Die Benutzungs- und Überlassungs-
pflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst
zur Nutzung eines Grundstücks oder ei-
ner Wohnung berechtigten Personen.
(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschlie-
ßen, sobald die für sie bestimmten öffent-
lichen Abwasseranlagen betriebsfertig
hergestellt sind. Wird die öffentliche Ab-
wasseranlage erst nach Errichtung einer
baulichen Anlage hergestellt, so ist das
Grundstück innerhalb von sechs Monaten
nach der betriebsfertigen Herstellung an-
zuschließen.
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzu-
schließen, wenn der Anschluss im Inter-
esse der öffentlichen Gesundheitspflege,

des Verkehrs oder aus anderen Gründen
des öffentlichen Wohls geboten ist.
(5) Abwasser, das auf Grundstücken an-
fällt, die nicht an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen sind, hat der
nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichtete
dem AZV oder dem von ihm beauftragten
Unternehmer zu überlassen (Benutzungs-
zwang). Dies gilt nicht für Niederschlags-
wasser, soweit dieses auf andere Weise
ordnungsgemäß beseitigt wird.
(6) Bei Grundstücken, die nach dem Ab-
wasserbeseitigungskonzept der des AZV
nicht oder noch nicht an einen öffentlichen
Abwasserkanal angeschlossen werden
können, kann der Grundstückseigentümer
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete den Anschluss seines Grund-
stücks verlangen, wenn er den für den Bau
des öffentlichen Kanals entstehenden Auf-
wand übernimmt und auf Verlangen an-
gemessene Sicherheit leistet. Einzelheiten,
insbesondere die Frage, wer den Unterhal-
tungs- und Erneuerungsaufwand trägt,
werden durch öffentlich-rechtlichen Ver-
trag geregelt.

§ 4 Anschlussstelle,
vorläufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks
an die öffentliche Abwasseranlage tech-
nisch unzweckmäßig oder die Ableitung
des Abwassers über diesen Anschluss für
die öffentliche Abwasseranlage nachteilig
wäre, kann der AZV verlangen oder ge-
statten, dass das Grundstück an eine an-
dere öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen wird.
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte
öffentliche Abwasseranlage noch nicht
erstellt, kann der AZV den vorläufigen
Anschluss an eine andere öffentliche Ab-
wasseranlage gestatten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen vom Anschluss und
Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss an
die öffentliche Abwasserbeseitigung und
von der Verpflichtung zur Benutzung de-
ren Einrichtungen können die nach § 3
Abs. 1, 2 und 5 Verpflichteten auf Antrag
insoweit und solange befreit werden, als
ihnen der Anschluss oder die Benutzung
wegen ihres, die öffentlichen Belange
überwiegenden, privaten Interesses an der
eigenen Beseitigung des Abwassers nicht
zugemutet werden kann und die Befrei-
ung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sind sämtliche Stoffe ausgeschlos-
sen, die die Reinigungswirkung der Klär-
werke, den Betrieb der Schlammbehand-

lungsanlagen, die Schlammbeseitigung
oder die Schlammverwertung beeinträch-
tigen, das Material der öffentlichen Ab-
wasseranlagen und/oder Transportfahr-
zeuge angreifen, ihren Betrieb, ihre Funk-
tionsfähigkeit oder Unterhaltung behin-
dern, erschweren oder gefährden können,
oder die den in öffentlichen Abwasseran-
lagen arbeitenden Personen oder dem Vor-
fluter schaden können. Dies gilt auch für
Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe – auch in zerkleinertem Zustand
–, die zu Ablagerungen und Verstopfun-
gen in den öffentlichen Abwasseranlagen
führen können (z.B. Kehricht, Schutt,
Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, Zell-
stoffe, Textilien, Schlachtabfälle, Tierkör-
per, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Tres-
ter und hefehaltige Rückstände, Schlamm,
Haut- und Lederabfälle, Glas und Kunst-
stoffe);
2. feuergefährliche, explosible, giftige,
fett- oder ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin,
Karbid, Phenole, Öle und dergl.), Säuren,
Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutz-
mitteln oder vergleichbaren Chemikalien,
Blut, mit Krankheitskeimen behaftete
Stoffe und radioaktive Stoffe;
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltun-
gen, Silosickersaft und Molke;
4. faulendes und sonst übelriechendes Ab-
wasser (z.B. Überläufe aus Abortgruben,
milchsaure Konzentrate, Krautwasser);
5. Abwasser, das schädliche oder belästi-
gende Gase oder Dämpfe verbreiten kann;
6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Ent-
färbung im Klärwerk nicht gewährleistet
ist;
7. Abwasser, das einem wasserrechtlichen
Bescheid nicht entspricht;
8. Abwasser, dessen chemische und phy-
sikalische Eigenschaften Werte aufweisen,
die über den allgemeinen Richtwerten für
die wichtigsten Beschaffenheitskriterien
der Anlage I des Arbeitsblattes ATV A 115
bzw. des Merkblatts ATV-DVWK M 115
der deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. (ATV-
DVWK) in der jeweils gültigen Fassung
liegt.
(3) Der AZV kann im Einzelfall weiterge-
hende Anforderungen stellen, wenn dies
für den Betrieb der öffentlichen Abwas-
seranlagen erforderlich ist.
(4) Der AZV kann im Einzelfall Ausnah-
men von den Bestimmungen der Absätze
1 bis 3 zulassen, wenn öffentliche Belan-
ge nicht entgegenstehen, die Versagung
der Ausnahme im Einzelfall eine unbilli-
ge Härte bedeuten würde und der Antrag-
steller evtl. entstehende Mehrkosten über-
nimmt.
(5) § 63 Abs. 6 SächsWG bleibt unberührt.
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§ 7 Einleitungsbeschränkungen
(1) Der AZV kann im Einzelfall die Ein-
leitung von Abwasser von einer Vorbe-
handlung oder Speicherung abhängig
machen, wenn seine Beschaffenheit oder
Menge dies insbesondere im Hinblick auf
den Betrieb der öffentlichen Abwasseran-
lagen oder auf sonstige öffentliche Belan-
ge erfordert.
(2) Solange die öffentlichen Abwasseran-
lagen nicht bedarfsgerecht ausgebaut sind,
kann der AZV mit Zustimmung der höhe-
ren Wasserbehörde Abwasser, das wegen
seiner Art oder Menge in den vorhande-
nen Abwasseranlagen nicht abgeleitet oder
behandelt werden kann, von der Einlei-
tung befristet ausschließen (§ 138 Abs. 2
SächsWG).
(3) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öf-
fentliche Abwasseranlagen, die nicht an
ein öffentliches Klärwerk angeschlossen
sind, nur nach ausreichender Vorbehand-
lung eingeleitet werden.
(4) Die Einleitung von Abwasser, das der
Beseitigungspflicht nicht unterliegt und
von sonstigem Wasser bedarf der schrift-
lichen Genehmigung des AZV.

§ 8  Eigenkontrolle
(1) Der AZV kann verlangen, dass auf
Kosten des Grundstückseigentümers oder
des sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Ver-
pflichteten Vorrichtungen zur Messung
und Registrierung der Abflüsse und der
Beschaffenheit der Abwässer zur Bestim-
mung der Schadstofffracht in die Grund-
stücksentwässerungsanlage eingebaut
oder an sonst geeigneter Stelle auf dem
Grundstück angebracht, betrieben und in
ordnungsgemäßem Zustand gehalten wer-
den.
(2) Der AZV kann in entsprechender An-
wendung der Vorschriften der Eigenkon-
trollverordnung vom 07.10.1994, Sächs-
GVBl. S. 1592 zuletzt geändert mit Ver-
ordnung vom 15.06.1999, SächsGVBl. S.
417 in der jeweils geltenden Fassung auch
verlangen, dass eine Person bestimmt wird,
die für die Bedienung der Anlage und für
die Führung des Betriebstagebuches ver-
antwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist
mindestens drei Jahre lang, vom Datum der
letzten Eintragung oder des letzten Bele-
ges an gerechnet, aufzubewahren und dem
AZV auf Verlangen vorzulegen.

§ 9  Abwasseruntersuchungen
(1) Der AZV kann bei Bedarf Abwasser-
untersuchungen vornehmen. Der AZV
bestimmt, in welchen Abständen die Pro-
ben zu entnehmen sind, durch wen die
Proben zu entnehmen sind und wer sie un-
tersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 19
Abs. 2 entsprechend.

(2) Wenn bei einer Untersuchung des Ab-
wassers Mängel festgestellt werden, hat
der Grundstückseigentümer oder der sons-
tige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete
diese unverzüglich zu beseitigen.
(3) Die Kosten einer Abwasseruntersu-
chung trägt der Grundstückeigentümer
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2
Verpflichtete, wenn
1. die Ermittlungen ergeben, dass Vor-
schriften oder auferlegte Verpflichtungen
nicht erfüllt worden sind oder
2. wegen der besonderen Verhältnisse eine
ständige Überwachung geboten ist.
Mehrere Schuldner nach Satz 1 haften als
Gesamtschuldner.

§ 10  Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer und sonstige
nach  § 3 Abs. 1 Verpflichtete sind im
Rahmen der Vorschrift des § 109 Sächs-
WG verpflichtet, für Zwecke der öffentli-
chen Abwasserbeseitigung das Verlegen
von Kanälen einschließlich Zubehör zur
Ab- und Fortleitung gegen Entschädigung
zu dulden.
Sie haben insbesondere den Anschluss an-
derer Grundstücke an die Anschlusskanä-
le zu ihren Grundstücken zu dulden.

3. TEIL: ANSCHLUSSKANÄLE UND
G R U N D S T Ü C K S E N T W Ä S S E -
RUNGSANLAGEN

§ 11 Anschlusskanäle
(1) Anschlusskanäle sind Grundstücksan-
schlüsse im Bereich der öffentlichen Ver-
kehrs- und Grünflächen bis zur Grund-
stücksgrenze und gehören zu den öffent-
lichen Abwasseranlagen. Sie stehen im Ei-
gentum des AZV. Abweichende Regelun-
gen können durch Vereinbarung getroffen
werden.
(2) Die Herstellung, Unterhaltung, Erneu-
erung, Änderung, Abtrennung und Besei-
tigung der Anschlusskanäle wird vom
AZV bestimmt und durchgeführt.
Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle
sowie deren Änderung werden nach An-
hörung des Grundstückseigentümers oder
sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter
und unter Wahrung ihrer berechtigten In-
teressen vom AZV bestimmt.
(3) Der AZV stellt den ersten bzw. den für
den erstmaligen Anschluss eines Grund-
stückes notwendigen Anschlusskanal be-
reit. Jedes Grundstück erhält mindestens
einen Anschlusskanal.
(4) In besonders begründeten Fällen (z.B.
bei Sammelgaragen, Reihenhäusern,
Grundstücksteilung) kann der AZV den
Anschluss mehrerer Grundstücke über ei-
nen gemeinsamen Anschlusskanal vor-

schreiben oder auf Antrag zulassen.
(5) Werden Grundstücke im Trennsystem
entwässert, gelten die Schmutzwasser-
und Regenwasseranschlusskanäle als ein
Anschlusskanal im Sinne des Abs. 3 Satz 2.

§ 12 Sonstige Anschlüsse,
Aufwandsersatz

(1) Der AZV kann auf Antrag des Grund-
stückseigentümers oder sonstiger nach §
3 Abs. 1 Verpflichteter weitere, sowie vor-
läufige oder vorübergehende Anschluss-
kanäle herstellen.
(2) Den tatsächlich entstandenen Aufwand
für die Herstellung, Unterhaltung, Erneu-
erung, Veränderung und Beseitigung der
in § 11 Absatz 3 sowie der in § 12 Abs. 1
genannten Anschlusskanäle trägt derjeni-
ge, der im Zeitpunkt der Herstellung des
Anschlusskanals, im Übrigen im Zeit-
punkt der Beendigung der Maßnahme
Grundstückseigentümer oder sonstiger
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter ist, soweit
die Herstellung oder die Maßnahmen von
ihm zu vertreten sind oder ihm dadurch
Vorteile zuwachsen. Mehrere Schuldner
nach Satz 1 haften als Gesamtschuldner.
(3) Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands
entsteht mit der Herstellung des An-
schlusskanals, im Übrigen mit der Been-
digung der Maßnahme.
(4) Der Aufwandsersatz wird einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheids fällig.

§ 13 Genehmigungen
(1) Der schriftlichen Genehmigung des
AZV bedürfen
a) die Herstellung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, deren Anschluss sowie
deren Änderung;
b) die Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlagen sowie die Änderung der Be-
nutzung.
Bei vorübergehenden oder vorläufigen
Anschlüssen wird die Genehmigung wi-
derruflich oder befristet ausgesprochen.
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht
der mittelbare Anschluss (z.B. über beste-
hende Grundstücksentwässerungsanla-
gen) gleich.
(3) Für die den Anträgen beizufügenden
Unterlagen gelten die Vorschriften des
Teiles 1 Abschnitt 1 der Verordnung des
Sächsischen Staatsministeriums des In-
nern zur Durchführung der Sächsischen
Bauordnung (SächsBO-DurchführVO) in
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß.
Die zur Anfertigung der Pläne erforderli-
chen Angaben (Höhenlage des Kanals,
Lage der Anschlussstelle und Höhenfest-
punkte) sind beim AZV einzuholen.
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§ 14  Regeln der Technik für
Grundstücksentwässerungsanlagen

Die privaten Grundstücksentwässerungs-
anlagen (§ 2 Abs. 3) sind nach den gesetz-
lichen Vorschriften und den allgemein
anerkannten Regeln der Technik herzustel-
len und zu betreiben. Allgemein anerkann-
te Regeln der Technik sind insbesondere
die technischen Bestimmungen für den
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung
von Abwasseranlagen.

§ 15 Herstellung, Änderung und
Unterhaltung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen
(1) Die privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (§ 2 Abs. 3) sind vom
Grundstückseigentümer oder dem sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf
seine Kosten herzustellen, zu unterhalten
und nach Bedarf gründlich zu reinigen.
(2) Der AZV ist im technisch erforderli-
chen Umfang befugt, mit dem Bau der An-
schlusskanäle einen Teil der Grundstücks-
entwässerungsanlagen, einschließlich der
Prüf-, Kontroll- und Übergabeschächte
mit den gemäß § 8 Abs. 1 erforderlichen
Messeinrichtungen, herzustellen und zu
erneuern. Der Aufwand ist dem AZV vom
Grundstückseigentümer oder dem sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu er-
setzen. § 12 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4
gelten entsprechend.
(3) Der Grundstückseigentümer oder der
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete hat
die Verbindung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen mit den öffentlichen Ab-
wasseranlagen im Einvernehmen mit dem
AZV herzustellen. Grundleitungen sind in
der Regel mit mindestens 150 mm Nenn-
weite auszuführen. Der letzte Schacht mit
Reinigungsrohr ist so nahe wie technisch
möglich an die öffentliche Abwasseranla-
ge zu setzen; er muss stets zugänglich und
bis auf Rückstauebene (§ 18) wasserdicht
ausgeführt sein.
(4) Bestehende Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sind vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3
Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu
ändern, wenn sie nicht den gesetzlichen
Vorschriften und den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik entsprechen bzw.
Menge oder Art des Abwassers dies not-
wendig machen.
(5) Änderungen an einer Grundstücksent-
wässerungsanlage, die infolge einer nicht
vom Grundstückseigentümer oder dem
sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten
zu vertretenden Änderung der öffentlichen
Abwasseranlagen notwendig werden,
führt der AZV auf seine Kosten aus, so-
fern nichts anderes bestimmt ist.
Dies gilt nicht,

1. wenn die Änderung oder Stilllegung der
Grundstücksentwässerungsanlagen dem
erstmaligen leitungsgebundenen An-
schluss an die öffentliche Abwasseranla-
ge dient oder
2. für Grundstücke, die einen erstmaligen
Anschluss an die zentrale Abwasserentsor-
gung erhalten oder
3. wenn die Änderung oder Stilllegung der
Grundstücksentwässerungsanlagen eine
Folge der Änderung oder Stilllegung von
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gru-
ben auf dem betreffenden Grundstück ist
oder
4. für Grundstücksanschlüsse an An-
schlusskanäle gem. § 12 Abs. 1.
(6) Wird eine Grundstücksentwässerungs-
anlage - auch vorübergehend - außer Be-
trieb gesetzt, so kann der AZV den An-
schlusskanal verschließen oder beseitigen.
Der Aufwand ist vom Grundstückseigen-
tümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten zu ersetzen. § 12 Abs. 2
Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten entsprechend.
Der AZV kann die Ausführung der in Satz
1 genannten Maßnahmen auf den Grund-
stückseigentümer oder den sonstigen nach
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten übertragen.

§ 16  Abscheider, Hebeanlagen,
Pumpen, Zerkleinerungsgeräte

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette,
Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Ben-
zol sowie Öle oder Ölrückstände in das
Abwasser gelangen können, sind Vorrich-
tungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus
dem Abwasser (Abscheider mit dazuge-
hörenden Schlammfängen) einzubauen, zu
betreiben, zu unterhalten und zu erneuern.
Die Abscheider mit den dazugehörenden
Schlammfängen sind vom Grundstücks-
eigentümer in regelmäßigen Zeitabstän-
den, darüber hinaus bei besonderem Be-
darf, zu leeren und zu reinigen. Bei
schuldhafter Säumnis ist er dem AZV
schadenersatzpflichtig. Für die Beseiti-
gung der anfallenden Stoffe gelten die Vor-
schriften über die Abfallbeseitigung.
(2) Der AZV kann vom Grundstückseigen-
tümer und dem sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten im Einzelfall den Einbau
und den Betrieb einer Abwasserhebean-
lage verlangen, wenn dies für die Ablei-
tung des Abwassers notwendig ist; das-
selbe gilt für Pumpanlagen bei Grundstü-
cken, die an Abwasserdruckleitungen an-
geschlossen werden.
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfäl-
le, Müll, Papier und dergl. sowie Hand-
tuchspender mit Spülvorrichtung dürfen
nicht an Grundstücksentwässerungsanla-
gen angeschlossen werden.
(4) § 14 gilt entsprechend.

§ 17 Toiletten mit Wasserspülung,
Kleinkläranlagen

(1) Auf Grundstücken, die an die öffentli-
che Abwasserbeseitigung mit zentraler
Abwasserreinigung angeschlossen sind,
sind in Gebäuden mit Aufenthaltsräumen
nur Toiletten mit Wasserspülung zulässig.
(2) Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben
und deren Nebeneinrichtungen sind unver-
züglich außer Betrieb zu setzen, sobald das
Grundstück an ein öffentliches Klärwerk
angeschlossen ist. Den Aufwand für die
Stilllegung trägt der Grundstückseigentü-
mer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete.

§ 18 Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der
Grundstücksentwässerungsanlagen, z. B.
Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläu-
fe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken und
dergl., die tiefer als die Straßenoberfläche
an der Anschlussstelle der Grundstücks-
entwässerung (Rückstauebene) liegen,
müssen vom Grundstückseigentümer oder
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teten auf seine Kosten gegen Rückstau ge-
sichert werden. Im Übrigen hat der Grund-
stückseigentümer oder sonstige nach § 3
Abs. 1 Verpflichtete für rückstaufreien
Abfluss des Abwassers zu sorgen. § 15
Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 19 Abnahme und Prüfung der
Grundstücksentwässerungsanlagen,

Zutrittsrecht
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage
darf erst nach  Abnahme durch den AZV
in Betrieb genommen werden. Die Abnah-
me der Grundstücksentwässerungsanlage
befreit den Bauherrn, den Planverfasser,
den Bauleiter und den ausführenden Un-
ternehmer nicht von ihrer Verantwortlich-
keit für die vorschriftsmäßige und fehler-
freie Ausführung der Arbeiten.
(2) Der AZV ist berechtigt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen zu prüfen.
Den mit der Überwachung der Anlagen
beauftragten Personen ist zu allen Teilen
der Grundstücksentwässerungsanlagen
Zutritt zu gewähren. Sie dürfen Wohnun-
gen nur mit Einwilligung des Berechtig-
ten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne
Einwilligung nur in den Zeiten betreten,
in denen sie normalerweise für die jewei-
lige geschäftliche oder betriebliche Nut-
zung offen stehen. Grundstückseigentü-
mer und die sonstigen nach § 3 Abs. 1 und
2 Verpflichteten und Besitzer sind ver-
pflichtet, die Ermittlungen und Prüfungen
nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden und
dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur
Prüfung des Abwassers notwendigen Ein-
blick in die Betriebsvorgänge zu gewäh-
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ren und die sonst erforderlichen Auskünf-
te zu erteilen.
(3) Werden bei der Prüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen Mängel fest-
gestellt, hat sie der Grundstückseigentü-
mer und der sonstige nach § 3 Abs. 1 und
2 Verpflichtete unverzüglich auf eigene
Kosten zu beseitigen.

§ 20  Abgaben
(1) Für die Benutzung der öffentlichen
Einrichtungen (§ 1 Abs. 1) erhebt der AZV
Benutzungsgebühren. Die Gebührenerhe-
bung erfolgt auf der Grundlage von ge-
sonderten Satzungen.
(2) Der AZV kann zur angemessenen Aus-
stattung der öffentlichen Einrichtungen (§
1 Abs. 1) mit Betriebskapital Beiträge für
Grundstücke erheben, denen durch die
Möglichkeit des Anschlusses an die Ein-
richtung nicht nur vorübergehende Vortei-
le zuwachsen. Satz 1 gilt nicht für Grund-
stücke, die dezentral im Sinne des § 2 Abs.
4 Satz 1 entsorgt werden. Die Beitragser-
hebung erfolgt auf der Grundlage von ge-
sonderten Satzungen.

4. TEIL: ANZEIGEPFLICHT, HAF-
TUNG, ORDNUNGSWIDRIGKEI-
TEN

§ 21  Anzeigepflichten
(1) Binnen eines Monats hat der Grund-
stückseigentümer dem AZV anzuzeigen:
1. den Erwerb oder die Veräußerung eines
an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossenen Grundstücks (anzeigepflichtig
sind der Veräußerer und der Erwerber);
2. die Änderung des Wohnsitzes des
Grundstückseigentümers mit Angabe der
neuen Postanschrift.
Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht
oder einem sonstigen dinglichen baulichen
Nutzungsrecht.
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des
Veranlagungszeitraums hat der Grund-
stückseigentümer und der sonstige nach
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete dem AZV
die Menge der Einleitung aufgrund beson-
derer Genehmigungen (§ 7 Abs. 4) anzu-
zeigen.
(3) Unverzüglich haben der Grundstücks-
eigentümer und der sonstige nach § 3 Abs.
1 und 2 Verpflichtete sowie die sonst zur
Nutzung eines Grundstücks oder einer
Wohnung berechtigten Personen dem
AZV mitzuteilen:
1. Änderungen der Beschaffenheit, der
Menge und des zeitlichen Anfalls des Ab-
wassers;
2. wenn gefährliche oder schädliche Stof-
fe in die öffentlichen Abwasseranlagen ge-
langen oder damit zu rechnen ist.

(4) Wird eine Grundstücksentwässerungs-
anlage, auch nur vorübergehend, außer
Betrieb gesetzt, hat der Grundstückseigen-
tümer und der sonstige nach § 3 Abs. 1
und 2 Verpflichtete diese Absicht so früh-
zeitig mitzuteilen, dass der Anschlusska-
nal rechtzeitig verschlossen oder beseitigt
werden kann.

§ 22  Haftung des Zweckverbandes
(1) Werden die öffentlichen Abwasseran-
lagen durch Betriebsstörungen, die der
AZV nicht zu vertreten hat, vorüberge-
hend ganz oder teilweise außer Betrieb
gesetzt oder treten Mängel oder Schäden
auf, die durch Rückstau infolge von Na-
turereignissen wie Hochwasser, Starkre-
gen oder Schneeschmelze oder durch
Hemmungen im Abwasserablauf verur-
sacht sind, so erwächst daraus kein An-
spruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch
auf Ermäßigung oder auf Erlass von Bei-
trägen oder Gebühren entsteht in keinem
Fall.
(2) Die Verpflichtung des Grundstücksei-
gentümers zur Sicherung gegen Rückstau
(§ 18) bleibt unberührt.
(3) Im Übrigen haftet der AZV nur für
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.
(4) Eine Haftung nach den Vorschriften
des Haftpflichtgesetzes bleibt unberührt.

§ 23  Haftung der Benutzer
(1) Der Grundstückseigentümer und der
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
tete sowie die sonstigen Benutzer haften
für schuldhaft verursachte Schäden, die in-
folge einer unsachgemäßen oder den Be-
stimmungen dieser Satzung widerspre-
chenden Benutzung oder infolge eines
mangelhaften Zustand der Grundstücks-
entwässerungsanlagen entstehen. Sie ha-
ben den AZV von Ersatzansprüchen Drit-
ter freizustellen, die wegen solcher Schä-
den geltend gemacht werden. Gehen der-
artige Schäden auf mehrere Grundstücks-
entwässerungsanlagen zurück, so haften
deren Eigentümer oder Benutzer als Ge-
samtschuldner.
(2) Der AZV kann nach pflichtgemäßem
Ermessen die notwendigen Maßnahmen
im Einzelfall anordnen, um rechtswidrige
Zustände zu beseitigen, die unter Verstoß
gegen Bestimmungen dieser Satzung her-
beigeführt worden oder entstanden sind.
Sie/er kann insbesondere Maßnahmen an-
ordnen, um drohende Beeinträchtigungen
öffentlicher Abwasseranlagen zu verhin-
dern und um deren Funktionsfähigkeit
aufrecht zu erhalten. Dies gilt ebenso für
Maßnahmen, um eingetretene Beeinträch-
tigungen zu minimieren und zu beenden
sowie um die Funktionsfähigkeit der Ab-
wasseranlagen wiederherzustellen.

§ 24  Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig i.S. von § 124 Abs. 1
SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 3 Abs. 1 und 5 das Abwas-
ser nicht dem AZV überlasst;
2. entgegen § 3 Abs. 3 und 4 Grundstücke
nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen
anschließt;
3. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Ein-
leitung ausgeschlossene Abwässer oder
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranla-
gen einleitet oder die vorgeschriebenen
Grenzwerte für einleitbares Abwasser
nicht einhält;
4. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Vor-
behandlung oder Speicherung in öffentli-
che Abwasseranlagen einleitet;
5. von der Einleitung ausgeschlossene Ab-
wässer entgegen § 7 Abs. 2 einleitet;
6. entgegen § 7 Abs. 3 fäkalienhaltiges Ab-
wasser ohne ausreichende Vorbehandlung
in öffentliche Abwasseranlagen einleitet,
die nicht an ein öffentliches Klärwerk an-
geschlossen sind;
7. entgegen § 7 Abs. 4 sonstiges Wasser
oder Abwasser, das der Beseitigungs-
pflicht nicht unterliegt, ohne besondere
Genehmigung des AZV in öffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet;
8. nicht die gem. § 8 Abs. 1 vorgeschrie-
benen Vorrichtungen einbaut und betreibt
und kein Betriebstagebuch gem. § 8 Abs.
2 führt;
9. entgegen § 9 Abs. 2 festgestellte Män-
gel des Abwassers nicht beseitigt;
10. entgegen § 11 Abs. 2 Anschlusskanä-
le nicht vom AZV herstellen, unterhalten,
erneuern, ändern, abtrennen oder beseiti-
gen lässt;
11. entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss
an die öffentlichen Abwasseranlagen ohne
schriftliche Genehmigung des AZV her-
stellt, benutzt oder ändert;
12. die Grundstücksentwässerungsanlage
nicht nach den Vorschriften des § 14 und
§ 15 Abs. 3 Satz 2 und 3 herstellt;
13. die Verbindung der Grundstücksent-
wässerungsanlage mit der öffentlichen Ab-
wasseranlage nicht nach § 15 Abs. 3 Satz
1 im Einvernehmen mit dem AZV her-
stellt;
14. entgegen § 16 Abs. 1 den Einbau, die
Betreibung, Unterhaltung und Erneuerung
sowie die notwendige Entleerung und Rei-
nigung der Abscheider nicht rechtzeitig
vornimmt;
15. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungs-
geräte oder ähnliche Geräte an eine Grund-
stücksentwässerungsanlage anschließt;
16. entgegen § 17 Abs. 2 die Kleinkläran-
lagen, abflusslosen Gruben und Sickeran-
lagen nicht unverzüglich außer Betrieb
nimmt;
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Aufgrund der §§ 4 und 124 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen
(SächsGemO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. März 2003 (SächsGV-
Bl. S. 55, ber. S. 159), des § 47 Abs. 2
i. V. m. §§ 6 Abs. 1, 5 Abs. 4 des Sächsi-
schen Gesetzes über kommunale Zusam-
menarbeit (SächsKomZG) vom 19. Au-
gust 1993 (SächsGVBl. S. 815, ber.
S. 1103), zuletzt geändert durch Artikel 26
des Sächsischen Verwaltungsmodernisie-
rungsgesetzes (SächsVwModG) vom
05. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148), den
§§ 8, 9 Abs. 4 des Abwasserabgabenge-
setzes (AbwAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03. November 1994
(BGBl. I S. 3370), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 09. September 2001 (BGBl.
I. S. 2331) und den §§ 5, 6 des Abwasser-
abgabengesetz des Freistaates Sachsen
(SAbwaG) vom 19. Juni 1991 (SächsGV-
Bl. S 156), geändert durch Gesetz vom 23.
Juli 1998 (SächsGVBl. S. 373, 391) bzw.
den §§ 7, 8 und § 17 Abs. 1 des Sächsi-
schen Ausführungsgesetzes zum Abwas-
serabgabengesetz (SächsAbwAG) vom
05. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148) und
des § 2 des Sächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (SächsKAG) vom 26. Au-
gust 2004 (SächsGVBl. S. 418) hat die
Verbandsversammlung des Abwasser-
zweckverbandes Götzenthal, am
15.12.2005 folgende Satzung zur Erhe-
bung einer Abgabe zur Abwälzung der Ab-
wasserabgabe für Kleineinleitungen be-
schlossen:

§ 1  Erhebungsgrundsatz
(1) Der Abwasserzweckverband Götzent-
hal, nachfolgend Zweckverband genannt,
erhebt zur Deckung seiner Aufwendungen
aus der Abwasserabgabe für Kleineinlei-
tungen nach § 6 Abs. 1 SAbwaG bzw. § 8
Abs. 1 SächsAbwAG eine Abgabe.
(2) Zu den Aufwendungen im Sinne des
Abs. 1 zählt auch der durch die Erhebung
der Abgabe nach Abs. 1 entstehende Ver-
waltungsaufwand; hierzu gehört weiterhin
für die Erhebung ab dem Kalenderjahr
2006 der bei der Erfüllung der Abgaben-
pflicht entstehende Verwaltungsaufwand
gemäß § 8 Abs. 2 Satz 3 SächsAbwAG.

§ 2  Abgabentatbestand,
Abgabenbefreiungen

(1) Die Abgabe wird für Grundstücke er-
hoben, auf denen Abwasser anfällt und für

17. entgegen § 19 Abs. 1 die Grundstücks-
entwässerungsanlage vor Abnahme in Be-
trieb nimmt oder den Zutritt zur Grund-
stücksentwässerungsanlage gem. Abs. 2
verweigert;
18. entgegen § 19 Abs. 3 festgestellte
Mängel nicht beseitigt;
19. entgegen § 21 seinen Anzeigepflich-
ten gegenüber dem AZV nicht richtig oder
nicht rechtzeitig nachkommt.
(2) Ordnungswidrig i.S. von § 6 Abs. 2
Nr. 2 SächsKAG handelt, wer seinen An-
zeigepflichten nach § 21 nicht richtig oder
nicht rechtzeitig nachkommt.
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes (SächsV-
wVG) bleiben unberührt.

6. TEIL: ÜBERGANGS- UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 25  Unklare Rechtsverhältnisse
Bei Grundstücken, die im Grundbuch
noch als Eigentum des Volkes eingetra-
gen sind, tritt an die Stelle des Grund-
stückseigentümers nach den Vorschriften
dieser Satzung der Verfügungsberechtig-
te im Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes
über die Feststellung der Zuordnung von
ehemals volkseigenem Vermögen (Vermö-
genszuordnungsgesetz - VZOG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29.
März 1994 (BGBl. I, S. 709), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 28.10.2003
(BGBl. I S. 2081) in der jeweils gelten-
den Fassung.

§ 26  Inkrafttreten
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem
bisherigen Satzungsrecht auf Grund des
SächsKAG oder des Vorschaltgesetzes
Kommunalfinanzen bereits entstanden
sind, gelten anstelle dieser Satzung die
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt
des Entstehens der Abgabenschuld gegol-
ten haben.
(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2006 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersat-
zung vom 26. September 2000 (mit allen
späteren Änderungen) außer Kraft.

Meerane, den 15.12.2005

gez. Prof. Dr. Ungerer
(Verbandsvorsitzender)

dessen Einleitung der Zweckverband nach
§ 6 Abs. 1 SAbwaG bzw. § 8 Abs. 1
SächsAbwAG anstelle des Einleiters ab-
gabepflichtig ist.
Dies sind Einleitungen von im Jahres-
durchschnitt weniger als 8 m³ Schmutz-
wasser je Tag aus Haushaltungen und ähn-
lichem Schmutzwasser in ein Gewässer
nach § 1 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG).
(2) Die Einleitung von Schmutzwasser aus
Haushaltungen und ähnlichen Schmutz-
wasser ist abgabenfrei, wenn
1. der Bau der Abwasservorbehandlungs-
anlagen (§ 2 Abs. 3 AbwAG) mindestens
den allgemein anerkannten Regeln der
Technik (a. a. R. d. T.) entspricht und
2. der Schlamm einer dafür geeigneten öf-
fentlichen Abwasserbehandlungsanlage
zugeführt wird
3. oder nach dem Abfallrecht entsorgt
wird.
(3) Den allgemein anerkannten Regeln der
Technik nach Abs. 2 Nr. 1 entsprechen
1. Kleinkläranlagen nach DIN 4261 und
2. Kleinkläranlagen nach DDR-TGL
7762, die bis zu ihrer fristgemäßen Sanie-
rung nach DIN 4261 mit Anlagen nach
Nr. 2 gleichzusetzen sind, wenn sie für we-
niger als 8 m³ Schmutzwasserzufluss je
Tag ausgelegt sind und einen Nutzraum
von mindestens 1.000 l pro angeschlosse-
nen Einwohner aufweisen.
(4) Wird Schmutzwasser rechtmäßig auf
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder
gärtnerisch genutzten Böden aufgebracht,
stellt dies keine Einleitung im Sinne des
Abs. 1 Satz 1 und 2 dar.

§ 3  Abgabenmaßstab
(1) Die Abgabe wird nach der Zahl der
auf dem Grundstück wohnenden Einwoh-
ner berechnet.
(2) Maßgebend für die Zahl der Einwoh-
ner nach Abs. 1 ist die zum 30. Juni des
Kalenderjahres, für das die Abgabe zu
entrichten ist, die für das Grundstück mit
Hauptwohnsitz einwohnermelderechtlich
erfassten Einwohner. Kann die Einwoh-
nerzahl nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand ermittelt werden, wird
sie geschätzt.
(3) Für Grundstücke, von denen ähnliche
Schmutzwassereinleitungen im Sinne des
§ 2 Abs.1 vorgenommen werden, weil das
Grundstück nicht oder nicht nur Wohn-
zwecken dient, wird die Einwohnerzahl
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Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Sat-
zungen, die unter Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der SächsGe-
mO zustande gekommen sind, ein Jahr
nach ihrer Bekanntmachung als von An-
fang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder
fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der
Sitzungen, die Genehmigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt
worden sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss
nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Ge-
setzeswidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 Sächs-
GmO genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Be-
schluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- und
Formvorschrift gegenüber dem Zweckver-
band unter Bezeichnung des Sachverhal-
tes, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Nummern 3
oder 4 geltend gemacht worden, so kann
auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1
SächsGemO genannten Frist jedermann
diese Verletzung geltend machen.

(Abs. 1) nach der vom Grundstück im Ka-
lenderjahr eingeleiteten Schmutzwasser-
menge berechnet, wobei jeweils 40 m³
Schmutzwasser als ein Einwohner gelten.

§ 4  Abgabensatz
(1) Die Abgabe nach § 3 Abs. 1 wird nach
folgender Formel berechnet:
Anzahl der Einwohner des Grundstücks
multipliziert mit 50 v. H. des Abgabesat-
zes für eine Schadeinheit
zzgl. Verwaltungsaufwand je Grundstück
(2) Die Abgabe nach § 3 Abs. 3 wird nach
folgender Formel berechnet:
Mengen des jährlichen eingeleiteten
Schmutzwassers geteilt durch 40
multipliziert mit 50 v. H. des Abgabesat-
zes für eine Schadeinheit
zzgl. Verwaltungsaufwand je Grundstück
(3) Der Abgabesatz für eine Schadeinheit
beträgt:
a) ab dem 01. Januar 1996

bis 31. Dezember 1997
30,68 € (60,00 DM)

b) ab dem 01. Januar 1997
35,79 € (70,00 DM)

(4) Der Verwaltungsaufwand je abgabe-
pflichtiges Grundstück beträgt ab dem Ka-
lenderjahr 2006 12,85 €.

§ 5  Entstehung und Beendigung der
Abgabenpflicht sowie Heranziehung

und Fälligkeit
(1) Die Abgabenpflicht entsteht jeweils zu
Beginn eines Kalenderjahres, erstmalig für
das Jahr 1996 und endet jeweils für das
abgelaufene Kalenderjahr, für das der Be-
scheid des Freistaates Sachsen über die
Festsetzung der Kleineinleiterabgabe für
das betreffende Kalenderjahr gegenüber
dem Zweckverband Bestandskraft erlangt
hat.

(2) Abweichend von Abs. 1 endet die Ab-
gabenpflicht mit Ablauf des Monats
1. in dem die Einleitung vom Grundstück
entfällt und dies dem Zweckverband vor
Ablauf des entsprechenden Monats
schriftlich angezeigt wurde;
2. in dem das Grundstück an des zentrale
Abwassernetz angeschlossen wurde;
3. in dem die Voraussetzungen für die Ab-
gabenpflicht (Einleitung von Schmutz-
wasser aus Haushaltungen oder ähnlichem
Schmutzwasser) entfallen.
(3) Die Abgabenschuld entsteht jeweils für
das abgelaufene Kalenderjahr (Veranla-
gungszeitraum) an dem Tag, wo der Be-
scheid des Freistaates Sachsen über die
Festsetzung der Kleineinleiterabgabe für
das betreffende Kalenderjahr gegenüber
dem Zweckverband Bestandskraft erlangt
hat.
(4) Die Heranziehung zur Abgabenpflicht

erfolgt durch schriftlichen Bescheid für
das abgelaufene Kalenderjahr.
(5) Die Abgabe wird zwei Wochen nach
der Bekanntgabe des Bescheides zur Zah-
lung fällig.

§ 6  Abgabenschuldner
(1) Abgabenschuldner ist, wer im Zeit-
punkt des Entstehens der Abgabenpflicht
Grundstückseigentümer ist.
Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich
zur baulichen Nutzung Berechtigte ist an-
stelle des Grundstückseigentümers Abga-
benschuldner.
(2) Mehrere Abgabenschuldner für dassel-
be Grundstück sind Gesamtschuldner.

§ 7   Pflichten des Abgabenschuldners,
Anzeigepflichten

(1) Binnen eines Monats haben der Grund-
stückseigentümer, der Erbbauberechtigte
bzw. der sonst dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte dem Zweckverband
schriftlich anzuzeigen:
1. der Erwerb oder die Veräußerung eines
nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen
angeschlossenen Grundstücks,
2. die bei In-Kraft-Treten dieser Satzung
vorhandenen Kleinkläranlagen, soweit
dies noch nicht geschehen ist.
Eine Grundstücksübertragung ist vom Er-
werber und vom Veräußerer schriftlich an-
zuzeigen.
(2) Dient das Grundstück nicht oder nicht
nur Wohnzwecken (§ 3 Abs. 3) hat binnen
eines Monats nach Ablauf des Veranla-
gungszeitraums (§ 5 Abs. 3) der Grund-
stückseigentümer, der Erbbauberechtigte
bzw. der sonst dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte dem Zweckverband die
Jahresschmutzwassermenge (§ 3 Abs. 3)
schriftlich anzuzeigen:
(3) Der Grundstückseigentümer, der Erb-
bauberechtigte bzw. der sonst dinglich zur
baulichen Nutzung Berechtigte hat die für
die Prüfung und Berechnung der Abga-
benansprüche erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und nötigenfalls Zutritt zum
Grundstück zu gewähren.

§ 8  Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 8
Abs. 2 Satz 2 SächsAbwAG i. V. m. § 6
Abs. 2 SächsKAG handelt, wer vorsätz-
lich oder leichtfertig seinen Anzeigepflich-
ten nach § 7 nicht richtig oder nicht recht-
zeitig oder die Auskünfte nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig  erteilt.
(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit
einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet
werden.
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes (SächsV-
wVG) bleiben unberührt.

§ 9  In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Tre-
ten, Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am 01.01.2006 in Kraft.
Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt
die Kleineinleitersatzung vom 27.11.2001
außer Kraft.

Meerane, den 15.12.2005

gez. Prof. Dr. Ungerer
(Verbandsvorsitzender)

BEREITSCHAFTSDIENST

Abwasserentsorgung
AZV Götzenthal
Telefon 0172/ 371 47 51

Trinkwasserversorgung
RZV Wasserversorgung
Lugau-Glauchau
Telefon 03763/ 405 405
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